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Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegenwärtig herrscht reges Treiben in der inländischen Steuergesetzgebung. Vom Jahres-
steuergesetz 2024 über das Mindeststeueranpassungsgesetz, das Zweite Zukunftsfinan-
zierungsgesetz und das Existenzminimumgesetz bis hin zum Steuerfortentwicklungsge-
setz – hier den Überblick zu behalten, fällt bisweilen schwer. Aus diesem Grund geben wir 
Ihnen nachfolgend einen kleinen Einblick in den gesetzgeberischen Steuerdschungel:

So soll das Steuerfortentwicklungsgesetz – wir berichteten hierüber bereits im Update 
08/2024 – um steuerliche Anreize zur Förderung der inländischen Elektromobilität er-
gänzt werden. Konkret dürfen sich Steuerpflichtige auf folgende Begünstigungen freuen: 

•		Wahlrecht zur zeitlich befristeten Sonderabschreibung für vollelektrische und emissi-
onsfreie Fahrzeuge: Abschreibung der Anschaffungskosten für Elektro-Fahrzeuge, die 
im Zeitraum vom 01.07.2024 bis zum 31.12.2028 erworben wurden oder werden, über  
6 Jahre mit fallenden Abschreibungssätzen beginnend bei 40 %. Eine Änderung der 
Abschreibungssystematik oder eine zeitgleiche Anwendung weiterer Sonderabschrei-
bungen ist ausgeschlossen.

•		Anhebung der Höchstgrenze für die „0,25 %“-Besteuerung von Elektro-Dienstwagen 
auf 95.000 €: Derzeit können Arbeitnehmer den geldwerten Vorteil, der aus der priva-
ten Nutzung eines Elektro-Dienstwagens bei Anschaffung nach dem 31.12.2023 resul-
tiert, mit 0,25 % des Bruttolistenpreises versteuern. Dabei darf der Bruttolistenpreis 
70.000 € nicht überschreiten. Im Vergleich zu Hybridfahrzeugen (0,5 %) bzw. Verbren-
nern (1 %) ergibt sich dadurch ein erheblicher steuerlicher Vorteil. Gleiches gilt bei 
Ansatz der tatsächlichen Aufwendungen für einen Elektro-Dienstwagen bei Anwen-
dung der sog. Fahrtenbuchmethode. Für Anschaffungen von Elektro-Dienstwagen ab 
dem 01.07.2024 soll diese Grenze rückwirkend auf 95.000 € angehoben werden. 

Während die Regelung zur Sonderabschreibung auf Liquiditätsvorteile für Unternehmen 
abzielt, soll sich die Anhebung der Höchstgrenze i.R.d. Dienstwagenbesteuerung positiv 
auf die Nachfrage nach emissionsfreien Fahrzeugen auswirken. Insgesamt erhofft sich 
die Bundesregierung durch diese Maßnahmen eine allgemeine Stärkung des inländi-
schen Wirtschaftsstandorts. Wie sich der Bundesrat hierzu positionieren wird, bleibt ab-
zuwarten – bemessen sich die korrespondierenden Steuermindereinnahmen doch auf 
jährlich rund 7,3 Mrd. €. 

Zudem ist im Zuge des Existenzminimumgesetzes eine Anhebung der steuerlichen Frei-
beträge i.R.d. Einkommensteuer für den Veranlagungszeitraum 2024 beabsichtigt. Bei 
Umsetzung würde der Grundfreibetrag um 180 € auf 11.784 € sowie der Kinderfreibetrag 
um 228 € auf 6.612 € (bei Zusammenveranlagung) erhöht werden. Die technische Ab-
wicklung der Maßnahmen soll im Dezember 2024 i.R.d. Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeab-
rechnung erfolgen. 

Wir behalten die gesetzlichen Änderungen weiterhin für Sie im Blick und informieren zeitnah! 

Freundliche Grüße

Dr. Tim Palm
Steuerberater, FBfIntStR
Geschäftsführender Gesellschafter
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  Termine Oktober 2024	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszusch läge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.10.2024, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.10.20242	 14.10.2024	 10.10.2024

	 10.12.2024	 13.12.2024	 10.12.2024

	 10.12.2024	 13.12.2024	 10.12.2024

	 10.10.20244	 14.10.2024	 10.10 .2024

	 15.11.20244	 18.11.2024	 15.11.2024

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 29.10.2024	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Begriff „Betriebsstätte“ im   
  aktuellen steuerlichen Reise-   
  kostenrecht  

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz ent- 
schied, dass sich mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Änderung und Vereinfa-
chung der Unternehmensbesteuerung und 
des steuerlichen Reisekostenrechts vom 
20.02.2013 nur der Begriff der „Arbeits-
stätte“ und nicht auch der Begriff der 
„Betriebsstätte“ geändert hat (Az. 1 K 
1219/21). 

Im Streitfall erzielte der Kläger als IT-Berater 
Einkünfte aus selbstständiger Arbeit. Seine 
Tätigkeit übte er an vier Tagen pro Woche 
am Sitz seines einzigen Kunden aus. In 
seinen Einkommensteuererklärungen für 
die Veranlagungszeiträume 2016 bis 2018 
machte er Aufwendungen für die Fahrten 
von seiner Wohnung zum Kunden und 
zurück als Betriebsausgaben geltend, und 
zwar nach Dienstreisegrundsätzen (0,30 
Euro/km für Hin- und Rückfahrt) und nicht 
mit der Entfernungspauschale (0,30 Euro/
km für die Entfernung zwischen Wohnung 
und Betrieb des Kunden). Das Finanzamt 
hingegen folgte der Auffassung des Bun- 
desministeriums der Finanzen und vertrat 
die Ansicht, dass dem Begriff der „ersten 
Tätigkeitsstätte“ in § 9 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG), der durch das Gesetz 
zur Änderung und Vereinfachung der Unter- 
nehmensbesteuerung und des steuerlichen 
Reisekostenrechts vom 20.02.2013 einge- 
führt wurde, auch Bedeutung für die Aus- 
legung des Begriffs der „Betriebsstätte“ in 
§ 4 Abs. 5 EStG zukomme. Daher habe der 
Kläger bei seinem Kunden seine „erste Tä- 
tigkeitsstätte“, sodass nur die Entfernungs-
pauschale von 0,30 Euro anzusetzen sei.

Die dagegen gerichtete Klage des Klägers 
hatte vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz 
keinen Erfolg. Zwar sind die gesetzlichen 
Anforderungen an eine „erste Tätigkeits-
stätte“ i. S. d. § 9 EStG (neue Fassung)  
im Streitfall aus mehreren Gründen nicht 
erfüllt. Allerdings ist die „Betriebsstätte“ 
nicht unter Rückgriff auf den durch die Neu-
regelung eingeführten Begriff der „ersten 

aufgewendet wird, den einzelnen Veranla-
gungszeiträumen während der Laufzeit des 
Leasingvertrags unabhängig vom Abfluss 
im Rahmen einer wertenden Betrachtung 
zuzuordnen. Der Anteil der Leasingsonder-
zahlung an den jährlichen Gesamtaufwen-
dungen für die betrieblichen Fahrten eines 
Jahres ist danach kumulativ aus dem Ver- 
hältnis der betrieblich gefahrenen Kilometer 
zu den Gesamtkilometern des jeweiligen 
Jahres und zeitanteilig nach dem Verhältnis 
der im jeweiligen Jahr liegenden vollen 
Monate und der Laufzeit des Leasingver-
trags zu bestimmen. Dies gilt jedenfalls 
dann, wenn die Leasingsonderzahlung 
dazu dient, die monatlichen Leasingraten 
während des Vertragszeitraums zu mindern.

Einem anteiligen Abzug der Leasingsonder-
zahlung als Betriebsausgabe und als Wer- 
bungskosten steht bei einer gemischten 
Veranlassung durch die Einkünfte aus 
selbstständiger Arbeit, aus Vermietung 
und Verpachtung und durch reine Privat-
fahrten außerhalb der steuerlichen Erwerbs-
sphäre auch § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG nicht 
entgegen, da es sich bei der Leasingsonder-
zahlung um eine anhand ihrer beruflichen 
und privaten Anteile trennbare Aufwendung 
handele.

  Steuerbilanzielle Rückstellung für    
  Altersfreizeit  

Für die Verpflichtung des Arbeitgebers zur 
Gewährung von Altersfreizeit (von zwei 
Tagen pro Jahr der Betriebszugehörigkeit), 
die unter den Bedingungen einer mindes-
tens zehnjährigen Betriebszugehörigkeit 
des Arbeitsnehmers sowie der Vollendung 
dessen 60. Lebensjahres steht, ist lt. Bun- 
desfinanzhof eine Rückstellung für unge- 
wisse Verbindlichkeiten zu bilden (Az. IV R 
22/22).

Streitig war die steuerliche Berücksichti-
gungsfähigkeit einer Rückstellung für 
Altersfreizeit. Ein Unternehmen gewährte 
ihren älteren Beschäftigten neben ihrem 
vertraglichen Jahresurlaub einen zusätzli-
chen jährlichen Anspruch auf bezahlte 
Altersfreizeit von zwei Tagen pro Jahr der 

Tätigkeitsstätte“ zu bestimmen, sondern 
weiterhin auf der Grundlage der bisherigen 
Auslegung des Betriebsstättenbegriffs 
durch die Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs. Demnach ist im Streitfall der 
Sitz des Kunden des Klägers als seine Be- 
triebsstätte anzusehen, sodass er seine 
Fahrtkosten zwischen Wohnung und Be- 
triebsstätte nur in Höhe der Entfernungs-
pauschale als Betriebsausgaben geltend 
machen kann. Nach Auffassung des Finanz-
gerichts stellt die Wohnung des Klägers 
bzw. sein häusliches Arbeitszimmer keine 
Betriebsstätte dar.

Hinweis
Weil noch keine Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs zu der hier streitigen 
Frage vorlag, hat das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz die Revision zum Bun- 
desfinanzhof zugelassen. Zudem ist  
das Finanzgericht von der Auffassung 
des Bundesministeriums der Finanzen 
im Schreiben vom 23.12.2014 abgewi-
chen, wonach die Bestimmung des 
Begriffs der „Betriebsstätte“ unter 
Rückgriff auf § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG 
erfolgen soll. Das Urteil ist nicht rechts- 
kräftig, da der Kläger inzwischen Revi- 
sion beim Bundesfinanzhof eingelegt 
hat (BFH-Az.: VIII R 15/24).

  Freiberufler: Zuordnung einer   
  Leasingsonderzahlung zu den   
  jährlichen Gesamtaufwendungen   
  für betriebliche Fahrten  

Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, 
ob ein Gestaltungsmissbrauch vorliegt, 
wenn ein Freiberufler, der seinen Gewinn 
durch Einnahmen-Überschussrechnung 
ermittelt, die Leasing-Sonderzahlung in 
einen Zeitraum mit vorübergehend außer- 
gewöhnlich hoher beruflicher Nutzung des 
Pkw verlagert (Az. VIII R 1/21).

Zur Ermittlung der jährlichen Gesamtauf-
wendungen für betriebliche Fahrten im 
Rahmen einer Nutzungseinlage ist eine 
Leasingsonderzahlung, die für ein teil- 
weise betrieblich genutztes Fahrzeug 
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Betriebszugehörigkeit. Voraussetzung für 
den Erhalt war eine Betriebszugehörigkeit 
von mehr als zehn Jahren und das Über- 
schreiten der Altersgrenze von 60 Jahren. 
Das beklagte Finanzamt lehnte die steuer- 
mindernde Berücksichtigung der hierfür 
gebildeten Rückstellung ab. Die Vorausset-
zungen einer Rückstellung für ungewisse 
Verbindlichkeiten seien nicht erfüllt.

Bereits das Finanzgericht Köln hatte zu 
Gunsten des Unternehmens entschieden. 
Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen 
die Revision des Finanzamts zurück. Sie 
sahen einen Leistungsüberhang der Arbeit-
nehmer in der langjährigen Zugehörigkeit 
zum Unternehmen und damit eine bereits 
am Bilanzstichtag bestehende Verpflichtung 
des Unternehmens. Der für die Rückstel-
lungsbildung notwendige Erfüllungsrück-
stand ist auch an den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten zu messen. Die Bilanzie-
rungsgrundsätze gelten auch für Dauer-
schuldverhältnisse und damit - wie im 
Streitfall - für Arbeitsverhältnisse. Auch 
wenn im Streitfall noch nicht bei allen 
Arbeitnehmern beide Bedingungen für die 
Altersfreizeit erfüllt waren, ist die zukünftige 
Verpflichtung hinreichend wahrscheinlich. 

Hinweis
In der Handelsbilanz sind gem. § 249 
Abs. 1 Satz 1 HGB Rückstellungen für 
ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden. 
Das handelsrechtliche Passivierungsge-
bot für Rückstellungen für Verbindlich-
keiten gehört zu den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger Buchführung und gilt 
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG auch für 
die Steuerbilanz.

  Steuerfreie Zuschläge für Bereit-   
  schaftsdienste  

Der Bundesfinanzhof hat in einem aktuellen 
Urteil entschieden, dass sich die Steuer-
freiheit von Nachtarbeitszuschlägen nach 
den regelmäßigen monatlichen Dienstbe-
zügen (Grundlohn) und nicht nach dem 
Bereitschaftsdienstentgelt bemisst (Az. VI 
R 1/22). 

Damit wurde die Auffassung des Nieder-
sächsischen Finanzgerichts bestätigt, dass 
sich der Grundlohn nach § 3b Abs. 2 Satz 1 
EStG bemisst und nicht nach dem nied- 
rigeren Bereitschaftsdienstentgelt. Dieser 
bemisst sich nach dem regulären, vertrag- 
lich vereinbarten - auf eine Stunde umge- 
rechneten - Arbeitslohn (Grundlohn) der 
Beschäftigten und nicht nach dem gerin- 
geren Stundenlohn, der sich aus der Um- 
rechnung des regulären Stundenlohns auf 
die tatsächlich als Arbeitszeit vergütete 
Bereitschaftsdienstzeit ergibt. Dabei ist es 
nicht erforderlich, dass die Arbeitnehmer 
für die zuschlagsbewehrte Tätigkeit neben 
den Erschwerniszuschlägen einen Anspruch 
auf Grundlohn haben.

  Bewirtung eigener Arbeitnehmer –     
  „Geschäftliche“ Veranlassung von   
  Bewirtungskosten?  

Eine „geschäftliche“ Veranlassung i. S. d. 
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG fehlt vor allem 
dann, wenn ein Unternehmen seine eigenen 
Arbeitnehmer bewirtet. Nur derjenige Be- 
wirtungsaufwand, der betrieblich veran-
lasst ist, aber auf die eigenen Arbeitnehmer 
entfällt, ist deswegen nicht in seiner Ab- 
zugsfähigkeit nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 
EStG begrenzt. So entschied das Finanzge-
richt Berlin-Brandenburg (Az. 6 K 6089/20).

Die Abzugsbeschränkung des § 4 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 2 EStG erfasse auch Veranstal-
tungen, bei denen neben Dritten (Geschäfts-
partner, Kunden etc.) auch eigene Arbeit- 
nehmer des Unternehmens teilnahmen.  
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG sei auch dann 
anzuwenden, wenn die Verköstigung in 
einen anderen betrieblichen Vorgang ein- 
gebunden und diesem gegenüber unter- 
geordnet ist.

  Weder Umfang ausbezahlter   
  Arbeitslöhne noch Höhe der ein-   
  zubehaltenden Lohnsteuer genau   
  feststellbar – Schätzung rechtmäßig   

Das Finanzgericht Nürnberg hatte zu ent- 
scheiden, ob das Finanzamt berechtigt 
war, einen Fliesenleger, der den Umsatz 

nicht allein mit seinen Arbeitnehmern im 
erklärten Umfang erbracht haben kann, mit 
Haftungsbescheid über Lohnsteuer und 
sonstige Lohnsteuerabzugsbeträge in 
Anspruch zu nehmen (Az. 3 K 1158/22).

Wenn sich weder der Umfang der ausbe-
zahlten Arbeitslöhne feststellen noch die 
Höhe der einzubehaltenden Lohnsteuer 
berechnen lässt, weil der Arbeitgeber die 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufzeichnun-
gen nicht geführt hat und deshalb die Be- 
steuerungsmerkmale der einzelnen Arbeiter 
nicht zu ermitteln sind, sind Arbeitslöhne 
und die darauf entfallende Lohnsteuer 
gemäß § 162 AO zu schätzen.

Im Bereich des lohnintensiven Bauge-
werbes kann das Gericht bei illegalen 
Beschäftigungsverhältnissen in Form der 
Schwarzarbeit grundsätzlich zwei Drittel 
des Nettoumsatzes als Nettolohnsumme 
veranschlagen. Der Arbeitgeber haftet hier 
nach § 42d Abs. 1 Nr. 3 EStG für Einkom-
mensteuer (Lohnsteuer), die aufgrund 
fehlerhafter Angaben im Lohnkonto oder  
in der Lohnsteuerbescheinigung verkürzt 
wird.

  Keine Steuerbarkeit von Innen- 
  leistungen bei Organschaft  

Der Europäische Gerichtshof hat mit Urteil 
C-184/23 vom 11.07.2024 - S/Finanzamt  
T II – auf Vorlage des Bundesfinanzhofs 
entschieden, dass Innenumsätze zwischen 
Organträgern und Organen im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes nicht umsatzsteuer-
bar sind und nicht gegen Unionsrecht 
verstoßen.

Hinweis
Mit dieser Entscheidung ist eine lang- 
jährige Rechtsunsicherheit beseitigt.  
Es gilt festzustellen, dass Lieferungen/
sonstige Leistungen innerhalb des 
Organkreises auch dann nicht steuer-
bare Innenumsätze sind, wenn steuer-
freie Ausgangsumsätze vorliegen. 

Durch die Entscheidung ist auch die 
Frage geklärt, ob für Lieferungen/
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sonstige Leistungen innerhalb des Organ 
kreises ordnungsgemäße Rechnungen 
notwendig sind. Diese Frage stellte sich, 
um bei einer gegenteiligen Entscheidung 
(Versagung der Nichtsteuerbarkeit) um- 
satzsteuerliche Nachteile (keine Anrech-
nung der Vorsteuer) zu vermeiden.

Fazit: Für Lieferungen/sonstige Leistun-
gen innerhalb des Organkreises sind 
keine ordnungsgemäßen Rechnungen  
im umsatzsteuerlichen Sinne zwingend 
geboten.

  Beginn der Mitteilungsverpflich-   
  tung über den Einsatz oder die   
  Außerbetriebnahme eines elektro-   
  nischen Aufzeichnungssystems  

Mit dem Schreiben IV D 2 - S-0316-a / 19 / 
10011 :009 vom 28.06.2024 hat das 
Bundesfinanzministerium die mit Schrei-
ben IV A 4 - S-0319 / 19 / 10002 :001 vom 
06.11.2019 ausgesetzte Mitteilungsver-
pflichtung über den Einsatz oder die 
Außerbetriebnahme eines elektronischen 
Aufzeichnungssystems aufgehoben.

Was bedeutet das?
Nach § 146a Abs. 4 Abgabenordnung 
besteht eine Anzeigepflicht für Steuer-
pflichtige über den Einsatz oder die 
Außerbetriebnahme eines elektronischen 
Aufzeichnungssystems (insbesondere 
ordnungsgemäße Kassensysteme). Mit 
dem aktuellen Schreiben bestimmt das 
Bundesfinanzministerium, dass für Auf- 
zeichnungssysteme die ab 01.07.2025 
angeschafft werden, innerhalb eines 
Monats nach Anschaffung die erforderli-
chen Angaben mitzuteilen sind. Für vor 
dem 01.07.2025 angeschaffte Systeme, 
also alle bestehenden Systeme, ist die 
Meldung bis 31.07.2025 vorzunehmen.

Achtung: Auch die Außerbetriebnahme  
ist mitzuteilen! Bevor ab 01.07.2025 das 
alte System außer Betrieb genommen wird, 
muss zuvor die Mitteilung über die Neuan- 
schaffung des Nachfolgesystems erfolgen.

Was muss gemeldet werden?
Dem zuständigen Finanzamt sind über das 
dafür vorgesehene Programm ELSTER elek- 
tronisch folgende Angaben zu machen:

•	 Name des Steuerpflichtigen,

•	 Steuernummer des Steuerpflichtigen,

•	 Art der zertifizierten technischen 
Sicherheitseinrichtung,

•	 Art des verwendeten elektronischen 
Aufzeichnungssystems,

•	 Anzahl der verwendeten elektronischen 
Aufzeichnungssysteme,

•	 Seriennummer des verwendeten 
elektronischen Aufzeichnungssystems,

•	 Datum der Anschaffung des verwen- 
deten elektronischen Aufzeichnungs- 
systems.

•	 Datum der Außerbetriebnahme des 
verwendeten elektronischen Aufzeich-
nungssystems.

Hinweis
Das Bundesfinanzministerium weist im 
Schreiben darauf hin, dass alle elek- 
tronischen Aufzeichnungssysteme einer 
Betriebsstätte in einer Mitteilung zu 
übermitteln sind. Geleaste oder gemie- 
tete Systeme sind ebenfalls mitzuteilen. 
Ferner besteht auch für EU-Taxameter 
und Wegstreckenzähler eine Mitteilungs-
pflicht. Sollten derartige Geräte im Ein- 
satz sein, ist wegen der sehr differen-
zierten Ausgestaltung das BMF-Schreiben 
im Einzelnen heranzuziehen.

  Einführung und Zuteilung einer   
  Wirtschafts-Identifikationsnummer    

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
hat einen Verordnungsentwurf zur Einfüh- 
rung und Zuteilung der sog. Wirtschafts-
Identifikationsnummer vorgelegt. Die 
Wirtschafts-Identifikationsnummer soll 

am 30.9.2024 eingeführt werden, die 
Zuteilung ab dem 1.11.2024 erfolgen.

Hintergrund: Neben der Steuer-Identifika-
tionsnummer, die jeder Steuerpflichtige 
bereits erhalten hat, sollen alle Unterneh-
mer auch eine Wirtschafts-Identifikations-
nummer erhalten, die die bisherige Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer ablösen 
soll. Die Wirtschafts-Identifikationsnummer 
ist zwar bereits vor geraumer Zeit vom Ge- 
setzgeber eingeführt worden, der genaue 
Zeitpunkt der Einführung sollte jedoch vom 
BMF festgelegt werden und wurde immer 
wieder verschoben.

Wesentlicher Inhalt des Entwurfs:
•	 Die Wirtschafts-Identifikationsnummer 

soll zum 30.9.2024 eingeführt werden. 
Die Zuteilung soll allerdings erst ab dem 
1.11.2024 erfolgen.

•	 Unternehmer, denen bis zum 30.9.2024 
eine Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer erteilt worden ist, sollen im Wege 
einer öffentlichen Bekanntmachung 
durch das Bundeszentralamt für Steuern 
erfahren, dass ihre Umsatzsteuer-Identi-
fikationsnummer ab einem bestimmten 
Stichtag auch als Wirtschafts-Identifika-
tionsnummer gilt.

Hinweis: Dieser Stichtag könnte der 
1.11.2024 sein.

•	 Unternehmer, die bis zum 30.9.2024 
noch keine Umsatzsteuer-Identifikati-
onsnummer erhalten haben, aber durch 
einen Bevollmächtigten vertreten werden, 
sollen eine elektronische Mitteilung über 
die Zuteilung der Wirtschafts-Identifika-
tionsnummer erhalten, wenn sie oder ihr 
Bevollmächtigter über ein Benutzerkon-
to bei der ELSTER-Plattform der Finanz-
verwaltung verfügen.

Hinweis: In verschiedenen Gesetzen wird 
die Angabe der Wirtschafts-Identifikations-
nummer verlangt, sobald sie zugeteilt 
worden ist. So muss künftig etwa bei der 
Grunderwerbsteuer die Wirtschafts-Identi-
fikationsnummer angegeben werden, 
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wenn ein Unternehmer an einem grunder-
werbsteuerbaren Vorgang beteiligt ist. Auch 
umsatzsteuerlich wird die Wirtschafts-Iden-
tifikationsnummer die bisherige Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer ablösen.

Aktuell liegt nur der Verordnungsentwurf 
des BMF vor. Nachdem jahrelang nichts 
geschehen ist, scheint es nun mit der Ein- 
führung und Zuteilung der Wirtschafts-
Identifikationsnummer loszugehen, auch 
wenn der Zeitpunkt angesichts des Entwurf-
scharakters noch nicht sicher ist.

  Ermäßigter Umsatzsteuersatz für   
  Nebenleistungen eines Hotels?  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) muss 
entscheiden, ob für Nebenleistungen eines 
Hotels der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 
7 %, der auch für die Übernachtung gilt, 
oder aber der reguläre Steuersatz von 19 % 
anwendbar ist, so dass das Gesamtentgelt 
aufzuteilen ist in ein Entgelt für die Zimmer-
überlassung (7 %) und in ein Entgelt für die 
Nebenleistungen (19 %). Der Bundesfinanz-
hof (BFH) ist zwar für eine Aufteilung, hält 
es allerdings für möglich, dass der EuGH 
das gesetzliche Aufteilungsgebot als eu- 
roparechtswidrig ansieht.

Hintergrund: Hotelübernachtungen werden 
nach deutschem Recht mit lediglich 7 % 
Umsatzsteuer besteuert. Nach dem Gesetz 
gilt der ermäßigte Umsatzsteuersatz nicht 
für Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen, auch wenn diese Leis- 
tungen im Hotelpreis enthalten sind. Er- 
forderlich ist danach eine Aufteilung des 
Entgelts, wenn der Hotelpreis auch Neben- 
leistungen umfasst. Die Aufteilung von 
Entgelten ist vom EuGH in der jüngeren 
Vergangenheit aber in anderem Zusam-
menhang abgelehnt worden.

Sachverhalt: Der BFH musste über drei 
Fälle entscheiden, die jeweils ein Hotel 
bzw. eine Pension betrafen. In dem ersten 
Fall bot das Hotel optional ein Frühstück 
zum Preis von 4,50 € an; im Hotelpreis war 
ein Parkplatz enthalten. Im zweiten Fall 
waren im Übernachtungspreis ebenfalls 

ein Parkplatz sowie das zur Verfügung ge- 
stellte WLAN und der Fitness- und Wellness-
bereich enthalten. Im dritten Fall gehörte 
zur Übernachtung ein Frühstück, das nicht 
abgewählt werden konnte. Das Finanzamt 
wandte in allen Fällen den ermäßigten 
Umsatzsteuersatz nur für die eigentliche 
Übernachtung an und teilte den jeweiligen 
Zimmerpreis auf die eigentliche Übernach-
tungsleistung (7 %) und die Nebenleis- 
tung(en) (19 %) auf. Hiergegen wehrten 
sich die Hotel- bzw. Pensionsbetreiber.

Entscheidung: Der BFH hat dem EuGH die 
Streitfragen zur Entscheidung vorgelegt, 
soweit es um den anzuwendenden Steuer- 
satz auf die im Hotelpreis enthaltenen 
Nebenleistungen geht:

•	 Bietet das Hotel zusätzlich zur Über-
nachtung eine Leistung an, die weder 
hinzugebucht noch abgewählt werden 
kann, sondern zwingend enthalten ist, 
handelt es sich um eine Nebenleistung 
zur Hauptleistung (Übernachtung). Denn 
diese Nebenleistung ist eng mit der Über- 
nachtung verbunden und im Preis 
enthalten.

•	 Nach deutschem Recht besteht ein 
Aufteilungsgebot, weil der ermäßigte 
Umsatzsteuersatz nur für die Zimmer- 
vermietung gewährt wird, nicht aber für 
Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen, wie im ersten und 
zweiten Fall der Hotelparkplatz, im zwei- 
ten Fall die Bereitstellung des WLAN und 
des Fitness- und Wellnessbereichs sowie 
im dritten Fall das Frühstück.

•	 Aus der aktuellen Rechtsprechung des 
EuGH könnte sich jedoch ergeben, dass 
ein Aufteilungsgebot gegen Europarecht 
verstößt. Dem EuGH zufolge darf nämlich 
eine einheitliche Leistung, die aus einer 
Hauptleistung und aus einer Nebenleis-
tung besteht und bei der unterschiedli-
che Umsatzsteuersätze für die Haupt- 
und Nebenleistung gelten, nicht auf-
geteilt werden – der Umsatzsteuersatz 
für die Hauptleistung gilt dann für die 
gesamte Leistung. Hieraus könnte sich 

ergeben, dass das deutsche Aufteilungs-
gebot europarechtswidrig ist.

Hinweise: Der EuGH muss nun entscheiden, 
ob das deutsche Aufteilungsgebot gilt oder 
ob es wegen Verstoßes gegen das Europa- 
recht nicht anwendbar ist. 

Das Vorabentscheidungsersuchen hat Be- 
deutung für Nebenleistungen, die weder 
hinzugebucht noch abgewählt werden 
können. Kann die Leistung jedoch, wie 
z. B. das Frühstück im ersten Fall, zu- oder 
abgewählt werden, handelt es sich nicht 
um eine Nebenleistung, sondern um eine 
eigenständige Leistung, die in jedem Fall 
dem regulären Steuersatz von 19 % unter- 
liegt.

  Fiktiver Zufluss einer nicht ausge-   
  zahlten Tantieme  

Hat ein Gesellschafter-Geschäftsführer mit 
seiner GmbH eine Tantiemevereinbarung 
getroffen, die zugesagte Tantieme jedoch 
nicht erhalten, kann ein fiktiver Zufluss der 
Tantieme und damit Arbeitslohn zu bejahen 
sein, wenn er einen fälligen und durch-
setzbaren Anspruch auf Auszahlung seiner 
Tantieme gegen die GmbH hat. Dies setzt 
allerdings voraus, dass die GmbH eine Tan-
tiemeverpflichtung passiviert hat. Alterna-
tiv kommt ein fiktiver Zufluss in Betracht, 
wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer 
auf einen bereits entstandenen Tantieme-
anspruch verzichtet.

Hintergrund: Außerhalb einer Bilanzierung 
müssen Einnahmen grundsätzlich erst dann 
versteuert werden, wenn sie dem Steuer-
pflichtigen zufließen. Unter bestimmten 
Voraussetzungen kann aber ein Zufluss 
auch fiktiv angenommen werden, so dass 
dann eine Einnahme versteuert werden 
muss, obwohl sie gar nicht gezahlt worden 
ist.

Sachverhalt: Der Kläger war Alleingesell-
schafter der A-GmbH. Er hatte mit der 
A-GmbH eine Tantiemevereinbarung ge- 
troffen. In den Streitjahren 2015 bis 2017 
zahlte die A-GmbH dem Kläger keine Tantie-
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me aus, obwohl sie Gewinne erzielt hatte. 
Die A-GmbH wies in ihren Bilanzen der 
Streitjahre auch weder eine Tantiemerück-
stellung noch eine Tantiemeverbindlichkeit 
aus. Das Finanzamt nahm einen fiktiven 
Zufluss der Tantieme beim Kläger an und 
erfasste die Tantieme als Arbeitslohn.

Entscheidung: Der BFH hielt einen fiktiven 
Zufluss zwar nicht aufgrund der Alleinge-
sellschafterstellung des Klägers für denk- 
bar, wohl aber aufgrund eines möglichen 
Verzichts. Der BFH verwies die Sache daher 
an das Finanzgericht (FG) zur weiteren Aufk-
lärung zurück:

•	 Bei beherrschenden Gesellschafter-Ge- 
schäftsführern, die also mehr als 50 % 
der Stimmrechte haben, kann es zu einer 
Zuflussfiktion kommen, wenn der Tantie- 
meanspruch fällig und durchsetzbar ist, 
die GmbH mithin zahlungsfähig ist. Der 
beherrschende Gesellschafter-Geschäfts-
führer kann dann nämlich die Auszahlung 
der Tantieme durchsetzen.

•	 Im Streitfall waren die Tantiemeansprü-
che jedoch nicht fällig. Die Tantiemean-
sprüche sollten erst dann fällig sein, 
wenn der Jahresabschluss und damit 
auch der Tantiemeanspruch festgestellt 
wird. In den Jahresabschlüssen der 
A-GmbH für die Jahre 2015 bis 2017 waren 
keine Tantiemeverpflichtungen ausge- 
wiesen, so dass ein fälliger Tantiemean-
spruch nicht zustande gekommen ist.

•	 Denkbar ist allerdings ein fiktiver Zufluss 
aufgrund eines Verzichts des Klägers auf 
einen bereits entstandenen Tantiemean-
spruch. Dieser Verzicht hätte zu einer 
verdeckten Einlage des Klägers in die 
A-GmbH geführt; eine verdeckte Einlage 
setzt denklogisch den vorherigen Zufluss 
des eingelegten Wirtschaftsguts (Tantie- 
meforderung) voraus.

•	 Das FG muss nun aufklären, ob der Kläger 
in den Streitjahren auf seine bereits ent- 
standenen Tantiemeansprüche verzichtet 
und diese verdeckt in die A-GmbH ein- 
gelegt hat, so dass ihm die Tantiemen 

vorher (fiktiv) zugeflossen sein müssen. 
Die verdeckte Einlage setzt nicht voraus, 
dass die A-GmbH tatsächlich Tantieme-
verpflichtungen gegenüber dem Kläger 
passiviert hat; vielmehr genügt es, wenn 
Tantiemeverpflichtungen hätten passi- 
viert werden müssen.

Hinweise: Sollte ein Tantiemeanspruch des 
Klägers hingegen nicht entstanden sein, 
weil sich der Kläger und die A-GmbH vorab 
auf eine Aufhebung der Tantieme geeinigt 
bzw. stillschweigend verständigt haben, 
wäre ein fiktiver Zufluss zu verneinen, so 
dass der Kläger keine Tantieme versteuern 
müsste. Denn dann könnte der Kläger keine 
verdeckte Einlage erbracht haben, weil er 
keine Forderung gegen die A-GmbH gehabt 
hat, die er im Wege der verdeckten Einlage 
eingebracht hat. Zu einem fiktiven Zufluss 
kann es unter dem Gesichtspunkt des Ver- 
zichts also nur kommen, wenn der Gesell- 
schafter-Geschäftsführer nach der Entste- 
hung seines Tantiemeanspruchs auf die 
Tantieme verzichtet.

Der BFH widerspricht mit seinem aktuellen 
Urteil der Auffassung der Finanzverwaltung, 
die es für einen fiktiven Zufluss bei einem 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäfts-
führer ausreichen lässt, dass der Tantie- 
meanspruch fällig und durchsetzbar ist; 
der Finanzverwaltung zufolge ist es für den 
fiktiven Zufluss nicht erforderlich, dass die 
GmbH eine entsprechende Verpflichtung in 
ihrem Jahresabschluss passiviert hat.
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